
 
 

 

 

ZVEI-Seiter 
Europäische Lieferkettenverordnung (CSDDD) 
grundlegend überarbeiten, Lieferkettensorgfalts-
pflichtengesetz (LkSG) aussetzen 
 
Das deutsche Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) sowie die kommende europäische Lieferkettenrichtli-
nie (CSDDD) erzeugen enormer Aufwand und hohe Kosten – für vergleichsweise wenig Wirkung. Eine effektive 
Regulierung muss aber den Schutz von Menschenrechten und Umwelt voranbringen und Bürokratie reduzieren. 
 
Wir fordern daher, den nationalen Sonderweg des deutschen Lieferketten-Sorgfaltspflichtengesetzes zu been-
den und die EU-Lieferkettenrichtlinie (CSDDD) praxisgerecht, verhältnismäßig und rechtssicher zu überarbei-
ten. Dazu gehört bei der CSDDD, den Anwendungsbereich der von den Unternehmen zu erfüllenden Sorgfalts-
pflichten auf die direkten Lieferanten (Tier 1) zu reduzieren und nicht die gesamte Wertschöpfungskette in den 
Blick zu nehmen. Zudem müssen unkalkulierbare zivilrechtliche Haftungsrisiken beseitigt und die Risikoanalyse 
für Unternehmen rechtssicher vereinfacht werden.  
 
 

Unsere Positionen 
• Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) aussetzen, bei CSDDD-Umsetzung jegliches Gold-Plating 

vermeiden 

− Die europäische Lieferkettenrichtlinie muss grundlegend überarbeitet werden. Bis dahin sollte das 
deutsche Lieferkettengesetz ausgesetzt werden, um Wettbewerbsnachteile und übermäßige Bürokra-
tie zu vermeiden. 

− Es muss sichergestellt werden, dass bei der Umsetzung der überarbeiteten CSDDD eine Übererfüllung 
der EU-Mindeststandards („Gold Plating“) vermieden wird. 
 

• CSDDD: Beschränkung der Sorgfaltspflichten auf Tier 1 Zulieferer und Abschaffung der zivilrechtli-
chen Haftung 

− Die CSDDD sieht eine zivilrechtliche Haftung der Unternehmen bei Verletzung der Sorgfaltspflichten vor. 
Klagen kann hierbei jede natürliche oder juristische Person. Damit geht die CSDDD über das deutsche 
LkSG hinaus, das eine solche zivilrechtliche Haftung explizit ausschließt. 

− Unternehmen aus den EU-Mitgliedstaaten könnten so für vermeintliche Pflichtverletzungen haften, die in 
ihren Lieferketten geschehen – und dies weltweit. Dies führt zu unkalkulierbaren Haftungsrisiken.  

− Unternehmen könnten sich dadurch aus wichtigen Drittländern zurückziehen. Ein Rückzug europäischer 
Unternehmen stärkt dabei weder Menschenrechte noch Umwelt. 

− Vor dem Hintergrund der weitreichenden Konsequenzen einer solchen Haftungsbestimmung und des da-
mit einhergehenden Missbrauchsrisikos sollte die zivilrechtlichen Haftungsreglung abgeschafft wer-
den. 

− Die Sorgfaltspflichten sollten sich zudem – wie beim LkSG – nur auf Direktlieferanten (Tier-1) be-
ziehen. Die Gesetzgebung sollte damit der Tatsache Rechnung tragen, dass globale Lieferketten hoch-
komplex sind und Unternehmen in der Regel keinen Zugriff auf ihre zahlreichen indirekten Lieferanten 
haben.  
 

• CSDDD und LkSG: Risikoanalyse durch Whitelists und Blacklists vereinfachen, Chancen der Digitali-
sierung mit Datenplattform nutzen 
− Um die interne Risikoanalyse effizient durchzuführen, brauchen Unternehmen Unterstützung durch recht-

lichere Leitlinien. Damit würden Ressourcen frei, die größten Risiken in der Wertschöpfungskette zu er-
kennen und zu reduzieren.  

− Insbesondere sollte es Whitelists von Ländern geben, die als menschenrechtlich unproblematisch an-
gesehen werden, so dass Zulieferer aus diesen Ländern nicht mehr verpflichtend in die Risikoanalyse 
aufgenommen werden müssten (bspw. EU, OECD).  

− Darüber hinaus sollte es unternehmensbezogenen Negativlisten geben, sog. Blacklists. Unterneh-
men, die Menschenrechte oder internationale Umweltstandards schwerwiegend missachten, könnten von 
der EU nach einem Konsultationsprozess auf eine „schwarze Liste“ gesetzt werden. Mit gelisteten Unter-
nehmen müssten die Vertragsbeziehungen nach einem zu definierenden Verfahren beendet werden. Die 



 

 

Vorteile einer Negativliste liegen in der Zielgenauigkeit, in einer hohen Rechtssicherheit und in einem ge-
ringeren Bürokratie- und Kostenaufwand für Unternehmen. Aufwändige Mehrfachprüfungen derselben 
Lieferanten würden entfallen. Die Listen sollten in bereits vorhandenen Datenbanken aufgenommen wer-
den.  

− Weiterhin sollte die EU-Kommission die Einrichtung einer zentralen Datenplattform veranlassen, in 
der die bereits auf die Einhaltung der Sorgfaltspflichten geprüften Unternehmen registriert sind. Hierbei 
könnte sich die Kommission auf schon vorhandene Industriedatenbanken beziehen. Unternehmen und 
Zulieferer, die in der Datenbank registriert sind, haben einen konkreten Wettbewerbsvorteil auf dem Welt-
markt. Gleichzeitig würde das System für EU-Unternehmen eine praktikablere Lösung bieten, da sie ei-
nen einfacheren Zugang zu den notwendigen Informationen und gleichzeitig eine höhere Sicherheit über 
die Richtigkeit dieser Informationen erhalten würden. 

− Zudem schlagen wir ein staatliches Benchmarking-System vor, welches Länder oder Teile von Ländern 
in vier Kategorien (hohes, normales, geringes und kein Risiko) klassifiziert, je nachdem, wie hoch das 
Risiko ist, in diesen Ländern tätig zu werden. So könnten sich betroffene Unternehmen rechtssicher auf 
kritische Gebiete konzentrieren. 

 

• CSDDD und LkSG: Standarddokumentation und Value-Chain-Reporting-Cap 

− Direkt von dem Gesetz betroffene Unternehmen geben die Einhaltung der Sorgfaltspflichten entlang der 

Lieferkette weiter. Häufig müssen so von kleineren Zulieferern unterschiedliche Anforderungen oder Fra-

gebögen von zahlreichen Kunden erfüllt werden. 

− Diese Mehrbelastung ist für kleinere Betriebe kaum zu leisten. Wir schlagen daher die Einführung 

eines „Value Chain Reporting Cap“ vor. In diesem Rahmen könnten nicht vom Gesetz betroffene Un-

ternehmen die Anforderungen eines praktikablen und freiwilligen Berichtsstandards erfüllen. Geschäfts-

partner im unmittelbaren Anwendungsbereich dürften ihre Lieferanten nicht mit darüber hinausgehenden 

Informationsanforderungen belasten.  

− Im Gegenzug sollte es Unternehmen im Anwendungsbereich erlaubt sein, fehlende Informationen mit 
Schätzungen zu ersetzen. Die Entwicklung der Standarddokumentation bzw. die Reporting-Inhalte 
sollte im engen Austausch mit der Wirtschaft erfolgen.   

 
 

Hintergrund: Zahlen, Daten, Fakten 
• Das LkSG richtet sich eigentlich nur an Unternehmen mit mindestens 1.000 Mitarbeitenden. Nach einer IW-

Umfrage ist inzwischen aber fast jedes zweite deutsche Unternehmen betroffen. Denn auch kleinere Firmen 
müssen indirekt Daten bereitstellen, wenn sie ein größeres Unternehmen beliefern.1 

• Die Kosten für die Implementierung der CSDDD für europäische Unternehmen im Anwendungsbereich wer-
den voraussichtlich bei 220 Mio. EUR liegen. Der jährliche Erfüllungsaufwand liegt bei rund 760 Mio. Euro.2 
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1 EU-Lieferkettengesetz: Gravierende Folgen für Entwicklungsländer - Institut der deutschen Wirtschaft (IW) 
2 Parliamentary question | Answer for question E-003394/23 | E-003394/2023(ASW) | European Parliament 
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